HANSESTADT LUNEBURG Vorlage-Nr.
DER OBERBURGERMEISTER VO/9197/20

Bereich 61 - Stadtplanung

Herr Schmidt Datum:

11.11.2020

Beschlussvorlage

BeschlieRendes Gremium:
Verwaltungsausschuss

Einbeziehungssatzung Nr. 2 "Osterwiese" fiir die Grundstiicksflachen im riickwarti-
gen Bereich der Bebauung Osterwiese 1 a-i und 3 im Ortsteil Rettmer
Auslegungsbeschluss

Beschluss iiber die férmliche Offentlichkeitsbeteiligung

Beratungsfolge:

Offentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

) 07.12.2020 Ausschuss flir Bauen und Stadtentwicklung
N 16.12.2020 Verwaltungsausschuss

Sachverhalt:

Der Verwaltungsausschuss hat in seiner Sitzung am 31.03.2020 beschlossen, die Einbezie-
hungssatzung Nr. 2 ,Osterwiese” fur die Grundstlicksflachen im riickwartigen Bereich der
Bebauung Osterwiese 1 a-i und 3 im Ortsteil Rettmer aufzustellen.

Ziel der Satzung nach § 34 Abs. 4 S. 1 Nr. 3 BauGB ist die Einbeziehung der betreffenden
Aulenbereichsflachen in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil.

Bei der Aufstellung einer Einbeziehungssatzung sind die Vorschriften tber die Offentlich-
keits- und Behdrdenbeteiligung des vereinfachten Verfahrens nach § 13 BauGB anzuwen-
den. Von der frihzeitigen Unterrichtung und Erdrterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1
BauGB wurde demgemal abgesehen.

Der Verwaltungsausschuss sollte auf Grundlage der anliegenden Unterlagen den Entwurfs-
und Auslegungsbeschluss flr die Einbeziehungssatzung Nr. 2 ,Osterwiese® fassen. Sofern
dem Satzungsentwurf zugestimmt wird, ist dieser einschlielllich entsprechend gebilligter
Begriindung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB fur die Dauer eines Monats mit der Gelegenheit zur
Stellungnahme o6ffentlich auszulegen und uber die Internetseite der Hansestadt Luneburg
zuganglich zu machen.

Zugleich werden gemal § 4 Abs. 2 BauGB die Behorden und sonstigen Trager offentlicher
Belange Uber die Auslegung informiert und zur Stellungnahme aufgefordert.



Die durch externe KompensationsmafRhahmen entstehenden Kosten werden dem Vorha-
bentrager auf Grundlage eines stadtebaulichen Vertrags nach § 11 BauGB in Rechnung ge-
stellt.

Beschlussvorschlag:

Der Verwaltungsauschuss beschlief3t:

1. Der Entwurf der Einbeziehungssatzung einschliefdlich Begriindung wird beschlossen.

2. Der Entwurf der Satzung und die Begrindung sind nach § 3 Abs. 2 BauGB o6ffentlich
auszulegen. Die Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange sind Gber die
Auslegung zu benachrichtigen und zur Stellungnahme aufzufordern. Zusatzlich sind
der Inhalt der Auslegungsbekanntmachung und die nach § 3 Abs. 2 S. 1 BauGB aus-
zulegenden Unterlagen ins Internet einzustellen.

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten (in €)

a) far die Erarbeitung der Vorlage: 130,00 €
aa) Vorbereitende Kosten, z.B. Ausschreibungen, Ortstermine, etc.

b) fur die Umsetzung der Mallnahmen:

¢) an Folgekosten:

d) Haushaltsrechtlich gesichert: stadtebaulicher Vertrag nach § 11 BauGB

e) mdgliche Einnahmen:

Anlage/n:

Anlage 1 Untersuchungsbereich
Anlage 2 Entwurf der Einbeziehungssatzung
Anlage 3 Entwurf der Begriindung



Beratungsergebnis:
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Planzeichenerkldrung
(gem. PlanzV 90)

1. Mal} der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 23 BauNVO)

GRZ 0,3 Grundflachenzahl (als Héchstmal)
Il Zahl der Vollgeschosse (als HochstmalR)
FH 9,0 m Firsthohe (als Héchstmal)

2. Baugrenze, Bauweise
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO)

Baugrenze
o) offene Bauweise

3. Verkehrsflachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Stralenverkehrsflachen

4. Grunflachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

Private Griinflache

5. Planungen, Nutzungsregelungen, MaRnahmen und Flachen
fur MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe a) und b) BauGB)

Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen
von Baumen, Strauchern und sonstigen
Bepflanzungen

Umgrenzung von Flachen mit Bindungen fiir Bepflanzungen
und fur die Erhaltung von Baumen, Strauchern und
sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewassern

Umgrenzung von Flachen fir MaRnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

6. Sonstige Planzeichen
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Grenze des raumlichen Geltungsbereichs
- - der Satzung

L=l (§9Abs.7BauGB)

Darstellung ohne Normcharakter

_l_ vorhandene Flurstiicksgrenze

1i0 Flursticksnummer

%“I‘ vorhandene Gebaude

Nachrichtliche Ubernahme

Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen
oberirdisch, Hochspannungsleitung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 und Abs. 6 BauGB)
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

Uberbaubare Grundstiicksfliche (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 23 Abs. 5 BauNVO)

Fir die Hauptnutzung notwendige Nebenanlagen (Garagen, Carports, Stellplatze und Abstellraume)
sind auch aulRerhalb der Uberbaubaren Grundsticksflachen zulassig.

Hohe der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Die Héhenfestsetzung bezieht sich auf die Oberkante ErdgeschossfertigfuRboden. Diese darf
héchstens 0,6 m Gber dem Bezugspunkt fur bauliche Anlagen liegen. Als unterer Bezugspunkt (§ 18
Abs. 1 BauNVO) qilt die Oberkante der Fahrbahnmitte der dem Baugrund- stlick vorgelagerten
ErschlieBungsstralle. Bemessungspunkt ist die Mitte der Stralenfront des Baugrundstlickes.

Flachen zum Anpflanzen von Baumen und Strauchern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Die Flache fur das Anpflanzen von Baumen und Strauchern sind zweireihig dicht mit
standortgerechten, einheimischen Laubgehoélzen gemaf Pflanzliste in der Begrindung zu
bepflanzen. Der Abstand in und zwischen den Reihen darf héchstens 1,5 m betragen. 85 % der
Pflanzen sind dabei als Straucher und 15 % als Baume zu verwenden. Bei Abgang sind
gleichwertige Ersatzpflanzungen vorzusehen.

Flachen zum Erhalt von Baumen und Strauchern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

Die innerhalb der Flache fir den Erhalt von Baumen und Strauchern gelegenen Straucher sind
dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang sind gleichwertige Ersatzpflanzungen vorzusehen.

Flachen fur MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Auf der Flache flir Mallnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft
sind vorhandene standortheimische Gehdlze zu erhalten. Auf der Gbrigen Flache ist die vorhandene
Ruderalvegetation im Spatherbst nach Beginn der BaumalRnahmen abzurdumen und der
Oberboden partiell abzutragen. Ziel ist die Entwicklung und der dauerhafte Erhalt von zwei
naturnahen Kleingewassern mit umgebenden Hochstaudenfluren, Seggen- und Binsenriedern. Die
Plandarstellung und MaRRgaben zur Bauausfiuihrung und dauerhaften Pflege gemaR Kapitel 6.4 der
Begrindung sind zu beachten.

Ortliche Bauvorschriften gemar § 84 NBauO
Dachgestaltung

Hauptgebaude sind mit symmetrischen Satteldachern, Walmdachern und Krippelwalmdachern
auszubilden. Die Dachneigungen sind bei eingeschossiger Bebauung zwischen 35° und 48° und bei
zweigeschossiger Bebauung zwischen 25° und 38° herzustellen. Begrunte Dacher durfen auch als
Flachdacher ausgebaut werden.

Far Garagen, Carports und sonstige bauliche Nebenanlagen ist die Dachneigung frei wahlbar.




HINWEISE
Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. |
S. 2414), zuletzt geandert durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBI. I, S.
2808) Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar
1990 (BGBI. | S. 132), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBI. I, S.
1057) Planzeichenverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990
(BGBI. 1991 |, S. 58), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBI. I, S.
1057).

Bodenfunde

Im von der Planung betroffenen Gebiet ist mit dem Auftreten von Kulturdenkmalen zu rechnen.
Den Erdarbeiten sind daher archaologische Prospektionen voranzustellen, die das Areal auf
mogliche archaologische Bodenfunde hin tUberprifen. Sollten bei den geplanten Bau- und
Erdarbeiten ur- oder friihgeschichtliche Bodenfunde (das kénnen u.a. sein: Tongefal3scherben,
Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffallige Bodenverfarbungen u. Steinkonzentrationen,
auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gemaR § 14 Abs. 1 des Nds.
Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und missen der Unteren
Denkmalschutzbehdrde des Landkreises Lineburg oder dem Nds. Landesamt fir Denkmalpflege
unverzuglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der
Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf
von 4 Werktagen nach der Anzeige unverandert zu lassen bzw. fur ihren Schutz ist Sorge zu
tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehdrde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

Altablagerungen / Altstandorte

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen bzw. Altstandorte
zutage treten, so ist unverziglich der Fachdienst Umwelt, Landkreis Luneburg, zu benachrichtigen.

Kampfmittel

Im Zuge der Aufstellung der Einbeziehungssatzung wurden keine Untersuchungen bzgl.
Vorkommen von Kampfmitteln durchgefuhrt.

Die Hansestadt Lineburg weist aber vorsorglich daraufhin, dass im Falle von auftretenden
Verdachtsmomenten z. B. im Zuge der Durchflihrung von Erdarbeiten, unverzuglich die Polizei und
der Landkreis einzuschalten sind.

Versickerung des Niederschlagswassers

Das Niederschlagswasser ist auf den Baugrundstlcken zurlickzuhalten. Soweit die
Bodenverhaltnisse es zulassen, ist das Oberflachenwasser auf den Baugrundstiicken zu

versickern. Andernfalls erfolgt die Entwasserung Uber einen Uberlauf an das offentliche Kanalnetz.

AusgleichsmaRnahmen auBerhalb des Plangebiets

Mit der baulichen Entwicklung wird ein Eingriff gemal Bundesnaturschutzgesetz vorbereitet. Der
Ausgleich kann nicht vollstdndig durch MalRnahmen innerhalb des Plangebiets erbracht werden.
Das verbleibende Defizit wird im anerkannten Kompensationsflachenpool "Steinhéhe" des
Forstamtes Sellhorn der Niedersachsischen Landesforsten ausgeglichen. Grundlage hierfur ist
eine vertragliche Vereinbarung zwischen der Hansestadt Lineburg und den Niedersachsischen
Landesforsten.




PRAAMBEL

Aufgrund des § 34 Abs. 4 S.1 Nr. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und des § 58
des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NVKomG) hat der Rat der Hansestadt
LUneburg die Einbeziehungssatzung Nr. 2 "Osterwiese", bestehend aus der Planzeichnung,
den nebenstehenden textlichen Festsetzungen und der Begriindung als Satzung beschlossen.

Lineburg, den
Oberburgermeister

VERFAHRENSVERMERKE
Planverfasser
Der Entwurf der Einbeziehungssatzung wurde ausgearbeitet von

Niedersachsische Landgesellschaft mbH, Geschaftsstelle Lineburg, Wedekindstralle 18,
21337 Luneburg, Dipl.-Ing. Iryna Davydenko

Laneburg, den
Planverfasser

Aufstellungsbeschluss

Der Verwaltungsausschuss der Hansestadt Liineburg hat in seiner Sitzung am

die Aufstellung der Einbeziehungssatzung beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss ist gemaf
§ 2 Abs. 1 BauGB ortslblich im Sinne des § 3 Abs. 4 der Hauptsatzung der Hansestadt
Ldneburg vom bis durch Aushang an der amtlichen
Bekanntmachungstafel im Burgeramt gekannt gemacht worden. Aufzerdem ist der
Aufstellungsbeschluss am im Amtsblatt fur den Landkreis Luneburg Nr. ............
bekannt gemacht worden.

LOneburg, den
Oberblrgermeister




Planunterlage

Kartengrundlage: Amtliches Liegenschaftskataterinformationssystem (ALKIS)
Malfdstab: 1:1.000, Gemarkung Rettmer, Flur 4

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersachsischen Vermessungs- und
Katasterverwaltung

Herausgeber:
Landesamt fur Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN),
Regionaldirektion Luneburg

Die Planunterlage entspricht dem Inhalte des Liegenschaftskatasters und weist die
stadtebaulich bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Stral’en, Wege und Platze nach (Stand
2020).

Ein ortlicher Feldvergleich wurde nicht durchgeflhrt.

Laneburg, den
Oberblrgermeister

Offentliche Auslegung

Der Ausschuss fur Bauen und Stadtentwicklung der Hansestadt Lineburg hat in seiner Sitzung
dem Entwurf der Einbeziehungssatzung und der Begriindung zugestimmt und
die 6ffentliche Auslegung gemal § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der Auslegung sind am im Amtsblatt fir den Lankreis Lineburg Nr.
bekannt gemacht worden.

Der Entwurf der Einbeziehungssatzung und der Begriindung und die wesentlichen, bereits
vorliegenden umweltbezogenenen Stellungnahmen haben vom bis
gemal § 3 Abs. 2 BauGB offentlich ausgelegen.

LOneburg, den
Oberblrgermeister

Satzungsbeschluss

Der Rat der Hansestadt Lineburg hat der Einbeziehungssatzung nach Prifung der
Stellungnahmen gemaR § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am als Satzung (§ 10
BauGB) sowie die Begrindung beschlossen.

Laneburg, den
Oberburgermeister




Inkrafttreten

Die Hansestadt Luneburg hat am gemal § 10 Abs. 3 den Beschluss Uber die
Einbeziehungssatzung ortsublich im Amtsblatt fir den Landkreis Lineburg Nr. .......... bekannt
gemacht. Die Einbeziehungssatzung ist damit in Kraft getreten.

Laneburg, den
Oberburgermeister

Verletzung von Vorschriften

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten der Einbeziehungssatzung ist die Verletzung von
Vorschriften im Sinne von § 214 BauGB nicht geltend gemacht worden.

Laneburg, den
Oberburgermeister
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Hansestadt Liineburg

LUNETSuRG

Einbeziehungssatzung Nr. 2

,Osterwiese*

Begrindung

Verfahrensstand:

Beteiligung der Offentlichkeit gem. 8 3 Abs. 2 BauGB ol
Beteiligung der Behdrden gem. § 4 Abs. 2 BauGB '

Oktober 2020



HANSESTADT LUNEBURG Einbeziehungssatzung Nr. 2 ,Osterwiese”

Inhalt:

1.1
1.2
13
1.4

21
2.2
2.3
2.4
2.5
2.6

3.1
3.2

4.1
4.2
4.3
4.4
45
4.6

6.1
6.2
6.3
6.4
6.5

EINTURIUNG «eceeee ettt ettt eete e st e st et e s b e besteebaeseesbessesesseseeasaeseensenes 3
ANIasSs UNd Ziel der PIANUNG.....c..oouiiiiieeeeeeree ettt ne s 3
Planungsrechtliche VOrauSSEIZUNGEN .........ocvceiieeieieee ettt sttt sbe e se e enes 3
Geltungsbereich der EINDEZIENUNGSSAIZUNG......cccceiiriiiriieireeeseee et 4
PlanUNGSVEITANIEN .......c.ooieiie et sttt ettt et e s e st e s beete e st e sbe s e b e s tesaeaseeseenaenes 5
PlanuUngSVOIGaDEN ........oiiiie et ettt bbbt 5
Regionales Raumordnungsprogramm Landkreis LUNEDUrg ........c.cccovvevieeiieieiererececeeeeeeeeeenns 5
Flachennutzungsplan Hansestadt LUNEDUIG........coooveiririeirinieirieeeeees et 6
Angrenzende BEDaUUNGSPIANE .........cccvi ettt ettt tessaesaesreesreenaeeeeenreens 7
Schutzgebiete UNG -ODJEKLE .......coiiiieeee et s 7
Landschaftsrahmenplan des Landkreises LUNEDUrg .........coooveveceee e 8
Landschaftsplan der Hansestadt LUneburg (ENtWUIT) ......cccooveiiinenineeeeeesese e 9
Darstellung der BeStandSSItUALION ........c.cccveiiiieeiecie et eve et eeesae et esa e reesre e reeneeas 9
Lage im Raum und Siedlungsstruktur im Umfeld ... 9
N[ 14U T T E= £ (1] (] S 10
PlanUNGSINNAITE .....cc.oiiiii ettt sttt eneeas 10
o TU1[Tod a3 NN | 7 U T S 10
Ortliche BAUVOISCRFIFIEN ........cvvieecveeeeeeeecee ettt es st snas s sesnaeeas 11
(€T U] aToT o [T TV USSP 11
ErschlieBung, Ver- UNd ENESOIGUNG ......cocoeeeriieirieieesieteteseee ettt sie e seese s s s s nsenesees 12
IMIMISSIONSSCRULZ ...ttt ettt bbbt bt et et e be st e e besbeebeeaeenean 13
FIACNENDIIANZ ...ttt sttt sttt enes 14
YO 1O [ e [T g T (=T gl F=V U o P 14
Belange von Natur und LandSChaft ..o 14
BeStandSaUTNANIME ...ttt st b et be ettt s b e bbbt et eaean 14
Erhebliche Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft..........ccccooveninenierenenesseeeeeeen 17
Maflnahmen zur Vermeidung und MiNAEIUNG .........ccoeoveiieeireeieieeseeseeste et sre e sae e ssee e 17
Artenschutzrechtliche Prifung des VOrhabens............oovoviiiieieienecceneeeeee s 17
0] L1 o o IR 19

Oktober 2020



HANSESTADT LUNEBURG Einbeziehungssatzung Nr. 2 ,Osterwiese”

1 EINFUHRUNG
1.1 Anlass und Ziel der Planung

In den letzten Jahren hat sich die Hansestadt Lineburg zu einem beliebten Wohnstandort
kontinuierlich entwickelt. Um die steigende Nachfrage nach Wohnbaugrundstiicken zu erfillen
und vor dem Hintergrund eines sparsamen Umgangs mit Flachen sowie einer ausgewogenen
Auslastung vorhandener Infrastrukturangebote rdumt die Hansestadt der Arrondierung bereits
besiedelter Ortslagen Vorrang gegeniber einer grol3flachigen Neuausweisung von Flachen
ein. So beabsichtigt die Hansestadt Liineburg am norddstlichen Rand des Ortsteils Rettmer
fur die Flache des Flurstlicks 42/3 der Gemarkung Rettmer, Flur 4 Baurecht zu schaffen. Fur
diese Flache wurde vom Grundstiickseigentiimer ein Bauvorhaben beantragt, - es handelt sich
dabei um die Errichtung von insgesamt acht Wohneinheiten: zwei Doppelwohnhéuser, ein Rei-
henhaus mit drei Wohneinheiten und ein Einfamilienhaus.

Die Flache liegt derzeit im Aul3enbereich. Gemal 8§ 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB besteht die
Mdglichkeit, durch eine sogenannte Einbeziehungssatzung einzelne AuRenbereichsflachen in
die im Zusammenhang bebauten Ortsteile einzubeziehen, wenn diese Flachen durch die bau-
liche Nutzung des angrenzenden Bereichs entsprechend gepragt sind. Diese Pramisse ist im
vorliegenden Fall erflillt. Daher plant die Hansestadt Lineburg, eine Einbeziehungssatzung
aufzustellen, um auf diese Weise die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir das beantragte
Vorhaben zu schaffen.

1.2 Planungsrechtliche Voraussetzungen

Ziel einer Einbeziehungssatzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB ist die Einbeziehung
einzelner AulRenbereichsflachen in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil um diese als
Bauland zu entwickeln. Die Zulassigkeit der Bauvorhaben richtet sich nach § 34 Abs. 1 bis 3a
BauGB. Dies bedeutet, dass sich die Entwicklung dieser Flache bzw. eine kinftige Wohnbe-
bauung in die Eigenart der vorhandenen Umgebungsbebauung einzufligen hat. Hierbei ist als
Mal3stab die Art der baulichen Nutzung heranzuziehen. Das Mal3 der baulichen Nutzung, die
Bauweise und die Grundsticksflachen, die Uberbaut werden sollen, orientieren sich an der
Eigenart der ndheren Umgebung und weisen damit insbesondere eine klarstellende Funktion
auf.

Im Ortsteil Rettmer soll eine Einbeziehungssatzung aufgestellt werden.
Voraussetzungen fur die Aufstellung dieser Satzungen sind

- Vereinbarkeit mit einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung,

- keine Zulassigkeit von UVP-pflichtigen Vorhaben,

- keine Beeintrachtigung der in 8 1 Abs. 6 Nr. 7b genannten Schutzguter.

Eine geordnete stadtebauliche Entwicklung ist gewahrleistet, wenn eine Gber die Kriterien des
§ 34 Abs. 1 bis Abs. 3a BauGB hinausgehende Steuerung der stadtebaulichen Entwicklung
nicht oder nur begrenzt erforderlich ist. Konkret bedeutet dies, dass sich das Vorhaben nach
Art und Mal3 der baulichen Nutzung, der Bauweise und der tberbaubaren Grundsticksflache
in die Eigenart der ndheren Umgebung einfliigen muss.

AuRRerdem muss die ErschlieBung gesichert sowie die Ubereinstimmung mit den Darstellungen
des Flachennutzungsplanes der Hansestadt Liineburg gegeben sein. Beides trifft im vorlie-
genden Fall zu: Die ErschlieRung der Flache ist durch eine offentliche StralRe gesichert und
die einzubeziehende Flache im Flachennutzungsplan als eine bebaubare Flache bzw. als Dorf-
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gebietsflache dargestellt. Ferner missen die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits-
verhéltnisse gewahrt bleiben und das Ortsbild darf nicht beeintrachtigt werden. Des Weiteren
durfen von dem Vorhaben keine schadlichen Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche
in der Gemeinde oder in anderen Gemeinden/ Stadten erwartet werden.

Durch die Satzung darf keine UVP-pflichtigen Vorhaben zugelassen werden, die einer Umwelt-
vertraglichkeitspriufung nach Anlage 1 des Gesetzes lber die Umweltvertraglichkeitsprifung
oder nach Landesrecht unterliegen. Mit der Einbeziehungssatzung Nr. 2 ,Osterwiese” ist kein
Vorhaben geplant, welches einer Umweltvertraglichkeitsprifung nach oben genannter Rechts-
ordnung bedarf.

Zudem liegt die einzubeziehende Flache auf3erhalb der nach EU-Vogelschutzrichtlinie oder
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie ausgewiesenen Schutzgebiete. Der Satzungsbereich liegt auch
nicht in einem nach Bundes- oder Landesrecht geschiitzten Schutzgebiet, noch befinden sich
Schutzobjekte im Gebiet. Somit kann eine Beeintrachtigung der Schutzgiter ausgeschlossen
werden. Ferner liegen keine Anhaltspunkte fir die Beeintrachtigung der Schutzgiter nach § 1
Abs. 6 Nr. 7b BauGB vor.

Die Voraussetzungen fir die Aufstellung einer Satzung nach 8§ 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB sind
somit gegeben. Damit entspricht die vorliegende Einbeziehungssatzung der planerischen Ziel-
stellung zur stadtebaulichen Entwicklung der Hansestadt Lineburg.

1.3 Geltungsbereich der Einbeziehungssatzung

Der Geltungsbereich der Satzung befindet sich im Nordosten der Ortschaft Rettmer und
schlief3t somit unmittelbar an den im Zusammenhang bebauten Ortsteil an. Es liegt vollum-
fanglich im Au3enbereich. Das Plangebiet hat eine Gro3e von etwa 6.400 m? und umfasst das
Flurstick 42/3 und 51 der Gemarkung Rettmer, Flur 4. Die Vorhabenflache grenzt sidlich
direkt an die Luneburger Stral3e an. Das Wohnbauvorhaben ist im rickwartigen Bereich der
Bestandsbebauung an der Osterwiese 1-7 geplant. Die zu bebauende Flache wird Uber einen
offentlichen Weg zwischen der Osterwiese 3 und 5 erschlossen (vgl. Abb. 1 Ubersichtskarte),
der als Flurstiick 51 in den Geltungsbereich einbezogen ist.
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Abb. 1: Darstellung des Plangebiets auf Grundlage von ALIKS, Quelle der Plangrundlage: Auszug
aus den Geobasisdaten der Niedersachsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung,© ©en.

2020

1.4 Planungsverfahren

Bei der Aufstellung der Satzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB sind die Vorschriften
uber die Offentlichkeits- und Behordenbeteiligung nach § 13 Nr. 2 und 3 BauGB anzuwenden.
Somit wird die Einbeziehungssatzung im vereinfachten Verfahren ohne friihzeitige Beteiligung

gemal § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB durchgefuhrt.

Die Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB findet in Form einer 6ffentlichen Aus-
legung statt, wahrend dieser Zeit liegen die Planunterlagen im Bauamt, Bereich Stadtplanung
der Hansestadt Liineburg zu jedermanns Einsichtnahme 6ffentlich aus. Parallel hierzu werden
im Rahmen des Planverfahrens die betroffenen Behdrden und sonstigen Trager offentlicher
Belange sowie Nachbargemeinden und —stadte zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.
Die abgegebenen Stellungnahmen werden ausgewertet und abgewogen. Das Ergebnis der
Abwéagung entscheidet Uber den Vollzug der Satzung. Soweit erforderlich wird es in die Be-
grindung zur Satzung eingestellt bzw. in die Planzeichnung eingearbeitet.

Im hier angewandten Verfahren wird aul3erdem gemanR § 13 Abs. 3 BauGB auf eine Umwelt-
prifung nach § 2 Abs. 4 BauGB und einen Umweltbericht nach § 2a BauGB verzichtet.

2 PLANUNGSVORGABEN
2.1 Regionales Raumordnungsprogramm Landkreis Lineburg

Das Regionale Raumordnungsprogramm des Landkreises Liineburg (RROP) stammt aus dem
Jahr 2003 und umfasst die 1. Anderung aus dem Jahr 2010 sowie die 2. Anderung aus dem
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Jahr 2016. Im Jahr 2013 wurde die Einleitung eines Anderungsverfahrens durch den Kreistag
beschlossen. Die 3. Anderung des RROP soll im Jahr 2022 genehmigt und bekanntgemacht
werden.

In der zeichnerischen Darstellung des RROP liegt der kiinftige Geltungsbereich in einem Vor-
behaltsgebiet fur Natur und Landschaft (3.1.2 09 G). Weiterhin befindet sich die einzubezie-
hende Flache innerhalb eines Vorranggebiets fur Trinkwassergewinnung. Nach dem Ziel 3.2.4
16 handelt es sich dabei um ein Einzugsgebiet einer vorhandenen Wassergewinnungsanlage.
Ostlich der Flache verlauft eine 110 kV-Hochspannungsleitung.

Nach der beschreibenden Darstellung haben die Gemeinden ihre Siedlungsentwicklung vor-
rangig auf die zentralortlichen Standorte und die Einzugsbereiche der Haltepunkte des offent-
lichen Personennahverkehrs auszurichten (2.1 06 G). Weitere planungsrelevante Ziele und
Grundsatze der Raumordnung sind:

— Als Oberzentrum hat Liineburg u.a. die Schwerpunktaufgabe, Wohnstatten zu sichern und
zu entwickeln (2.1 15 Z).

— Der jahrliche Verbrauch an Wohnsiedlungsflachen ist in allen Samt-/ Einheitsgemeinden
bis zum Jahr 2020 jeweils um 50% zu reduzieren. Treffen die Gebietskérperschaften un-
tereinander verbindliche Vereinbarungen, wie sie dieses Ziel erreichen wollen, so bezieht
sich diese Regelung auf den jeweiligen Kooperationsraum. Bezugszeitraum ist die durch-
schnittliche Rate der Neuausweisung von Wohnbauland der Jahre 2002 bis 2009 (2). Ha-
ben Samt- oder Einheitsgemeinden oder Kooperationsraume in diesem Zeitraum kein
Wohnbauland neu ausgewiesen, so bemisst sich die 2020 zulassige Ausweisung am Ein-
wohneranteil der Einheitsgemeinde/Samtgemeinde/des Kooperationsraums an der Ge-
samtbevolkerung des Landkreises Lineburg (G). Grundlage dieser Reduzierung sind die
Daten der im zweijahrigen Turnus durchgefiihrten Wohnbaulandabfrage des Niedersach-
sischen Sozialministeriums. Auf die Rate der Neuausweisung werden nicht angerechnet
(2)

- ... Satzungen nach 8 34 Abs. 4 BauGB (G) ... (3.1.1 01).

— Einer Zersiedelung der Landschaft ist entgegenzutreten (3.1.1 06 G). Im Rahmen der Bau-
leitplanung sind Freiraume innerhalb der Siedlungsrdume und eine ausreichende Griin-
gestaltung der Ortsrander zu sichern und zu entwickeln. Wertvolle Landschaftsteile sind
von einer Inanspruchnahme durch andere Nutzungen auszunehmen (3.1.1 06 2).

Eines der zentralen Ziele der Raumordnung ist die Erhaltung und Weiterentwicklung der Ort-
schaften als Wohnstandorte. Hierbei ist auf den Erhalt der Kulturlandschaft und die landlich
gepragten Siedlungen besonders zu achten. Die mit der Einbeziehungssatzung verfolgte Ziel-
setzung zur Entwicklung eines kleinen Wohnstandortes durch die Abrundung einer bestehen-
den Siedlungsstruktur mit einer griinrdumlichen Ausgestaltung des sid-ostlichen Ortsrandes
im Ortsteil Rettmer, entspricht den raumordnerischen Vorgaben des RROP.

2.2 Flachennutzungsplan Hansestadt Lineburg

Die Einbeziehungssatzung hat die Darstellung des Flachennutzungsplanes hinsichtlich Aus-
dehnung und Nutzungsart zu beachten. Der Satzungsbereich ist im rechtswirksamen Flachen-
nutzungsplan der Hansestadt Lineburg im nordwestlichen Teil als eine Dorfgebietsflache (MD)
und auf dem stidéstlichen Grundstiicksbereich als eine allgemeine Wohnbauflache (WA) dar-
gestellt. Damit entspricht die Einbeziehungssatzung der planerischen Zielstellung zur stadte-
baulichen Entwicklung der Hansestadt. Nach dem Satzungsbeschluss ist § 35 BauGB nicht
mehr anzuwenden; somit sind Beeintrachtigungen offentlicher Belange nach § 35 Abs. 3 S. 1
Nr. 2-4, 6 und 8 BauGB fir die vorliegende Planung irrelevant.
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Abb. 2: Darstellungen des Flachennutzungsplans gemaR Geoportal des Landkreises Liineburg, erganzt
um Abgrenzung des Satzungsgebiets, Quelle der Plangrundlage: Auszug aus den Geobasisdaten der
Niedersachsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung, © € eLn 2018

Blau = Geltungsbereich der Einbeziehungssatzung

2.3 Angrenzende Bebauungsplane

Das Wohnquartier nordwestlich der einzubeziehenden Flache liegt im Geltungsbereich des
Bebauungsplans Nr. 108 ,Rettmers Hohe* aus dem Jahr 1998, der hier tGberwiegend Allge-
meine Wohngebiete mit einer GRZ von 0,3 festsetzt. Die Bebauung stidwestlich der zu bepla-
nenden Flache befindet sich aulRerhalb des Geltungsbereichs eines Bebauungsplans und stellt
sich somit als bebauter Innenbereich geman § 34 BauGB dar.

2.4 Schutzgebiete und -objekte

Das Plangebiet liegt aufRerhalb von Schutzgebieten gemal der 88§ 23 — 29 BNatSchG, es ist
jedoch im Plangebiet bei der Unteren Naturschutzbehorde ein gesetzlich geschitztes Biotop
nach § 30 BNatSchG ,nahrstoffreiche Nasswiese* verzeichnet. Ostlich setzt sich nach dem
Verzeichnis des Landkreises das geschitzte Biotop als ,nahrstoffreiches Groliseggenried®
fort. Der nachfolgende Kartenausschnitt zeigt die Lage und Abgrenzung der verzeichneten
Biotope nach 8§ 30 BNatSchG gemal’ der Darstellungen des Geoportals des Landkreises Lu-
neburg
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B M~ TR S 0, P
Abb. 3: Darstellung der gesetzlich geschiitzten Biotope gemall Geoportal des Landkreises Lineburg,
erganzt um die Abgrenzung des Satzungsgebiets, Quelle der Plangrundlage: Auszug aus den Geoba-
sisdaten der Niedersachsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung, © € LeLn 2020

Die ortliche Uberpriifung zusammen mit der Unteren Naturschutzbehérde hat gezeigt, dass
sowohl innerhalb des Geltungsbereichs der Satzung als auch nordwestlich angrenzend der
Schutzstatus als gesetzlich geschitztes Biotop nicht mehr gegeben ist, da die Flachen auf-
grund von Nutzungsaufgabe und geringerer Bodenfeuchte keine Zeigerarten von Nasswiesen
bzw. GroRseggenriedern mehr aufweisen. Hierauf wird im Kapitel 6 naher eingegangen. Auf-
grund des jetzt festgestellten Zustands wird fir die geringflgige Inanspruchnahme von Flache
des ehemaligen Biotops keine Ausnahmegenehmigung nach § 30 Abs. 2 BNatSchG mehr
erforderlich.

2.5 Landschaftsrahmenplan des Landkreises Lineburg

Das Zielkonzept des Landschaftsrahmenplanes (LRP) des Landkreises Liineburg 2017 sieht
fur den Geltungsbereich der Einbeziehungssatzung und seiner weiteren Umgebung die For-
derung der Strukturvielfalt vor. Konkrete Ziele sind die Entwicklung naturnaher Landschafts-
elemente, die Entwicklung des Landschaftsbilds insbesondere vor dem Hintergrund der Nah-
erholung sowie die Reduzierung der Winderosion (teilweise empfindliche Bereiche hinsichtlich
der Winderosionsgefahr).

Bezlglich der Siedlungsentwicklung werden im Zielkonzept des Landschaftsrahmenplanes fiir
das Plangebiet keine Aussagen getroffen.
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2.6 Landschaftsplan der Hansestadt Lineburg (Entwurf)

Der Landschaftsplan der Hansestadt Liuneburg liegt als Entwurf vor. Im Zielkonzept sind fol-
gende Darstellungen vorhanden:

v @

Ausschluss Bebauung, Entwicklungsflache
Biotopverbund, Entwicklung Feuchtgriin-
land

Abb. 4: Zielkonzept des Entwurfs zum Landschaftsplan der Hansestadt Lineburg, erganzt um die Ab-

grenzung des Satzungsgebiets, Quelle der Plangrundlage: Auszug aus den Geobasisdaten der Nieder-
séchsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung, © @ Len 2020

Das Satzungsgebiet ist demnach in einen nordwestlichen Teil und einen siiddstlichen Teil ge-
teilt. Der nordwestliche Teil gehdrt zu einem gréReren Bereich zwischen Rettmer und Liine-
burg, fir den MaBnahmen zur Strukturférderung z.B. durch Heckenpflanzungen vorgesehen
werden. Die geplante Randeingriinung des Baugebiets tragt zur Umsetzung des Ziels bei. Fir
den sudostlichen Teil wird der Ausschluss von Bebauung vorgesehen, um hier Malinahmen
zur Entwicklung des Biotopverbunds entlang des sich weiter 6stlich fortsetzenden Grabens
umzusetzen. Konkret soll die Entwicklung von Feuchtgriinland erfolgen. Dieser Bereich des
Satzungsgebiets wird ganz Uberwiegend als Flache fir MalRBnahmen zur Pflege und Entwick-
lung von Natur und Landschaft Giberplant, wodurch die Ziele des Landschaftsplans umgesetzt
werden kénnen. Es sollen hier Feuchtbiotope entwickelt werden, allerdings ist eine Griinland-
nutzung aufgrund der geringen FlachengroRe des Satzungsgebiets und der fehlenden Verflg-
barkeit angrenzender Flachen nicht mdglich bzw. sinnvoll.

3 DARSTELLUNG DER BESTANDSSITUATION
3.1 Lage im Raum und Siedlungsstruktur im Umfeld

Der ca. 6.400 m? grof3e Planungsbereich erstreckt sich tUber eine Lange von ungeféahr 40 m
und in einer Tiefe von etwa 170 m sudostlich der Luneburger Straf3e und liegt am 6Ostlichen
Ortseingang Rettmers. Die Entfernung zum Zentrum Lineburgs betragt ca. 4 km; der Kinder-
garten und die Grundschule in Hacklingen sind nach ca. 1,5 km zu erreichen.

Das Plangebiet grenzt im Stdwesten und Nordwesten (gegentber der Liineburger Stral3e) an
bebaute Bereiche mit guter Durchgriinung an. Die bebaute Umgebung des Plangebiete ist
hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung homogen und besteht aus Dorfgebietsflachen und
allgemeinen Wohnbauflachen; die vorherrschende Nutzung ist Wohnen. Fir die Wohnsiedlung
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nordwestlich des Plangebietes besteht ein qualifizierter Bebauungsplan Nr. 108, in dem grof3-
raumig ein allgemeines Wohngebiet mit der GRZ von 0,3 ausgewiesen wird. Fir die unmittel-
bar bebaute Umgebung westlich des Planbereichs liegen keine Bebauungsplane vor. Auch
der Flachennutzungsplan regelt das Mal3 der baulichen Nutzung nicht. Die stidwestlich an-
grenzenden Flachen sind im Flachennutzungsplan als Dorfgebietsflachen dargestellt. Nach
BauNVO liegt fur Dorfgebietsflachen die maximale GRZ bei 0,6, tatsachlich wird eine GRZ von
ca. 0,3 ausgenutzt. Bei der Wohnbebauung der naheren Umgebung handelt es sich vorwie-
gend um typische Einfamilienhauser. Westlich direkt angrenzend an das Plangebiet sind vor
einigen Jahren drei Mehrfamilienhauser entstanden. Die fur die einzubeziehende Flache fest-
gelegte GRZ von 0,3 leitet sich somit aus der umgebungstypischen Bebauungsstruktur ab.

Nach Nordosten und Sidosten hin grenzt die zu beplanende Flache an planerischen AuRen-
bereich mit ackerbaulicher Nutzung an. In diesen Flachen verlauft eine oberirdische Hoch-
spannungsleitung, die die moéglichen Nutzungen im Satzungsgebiet aufgrund des erforderli-
chen Abstands beeinflusst.

3.2 Nutzungsstruktur

Die einzubeziehende Flache umfasst das Flurstiick 42/3, Flur 4, Gemarkung Rettmer. Diese
Flache wurde bis vor einigen Jahren als Pferdeweide genutzt. Der nordwestliche Teil der Fla-
che ist relativ trocken, so dass zu dieser Zeit auch Offenbodenbereiche durch starke Trittbe-
anspruchung gegeben war. Der sudgstliche Teil war deutlich feuchter und stellte sich daher
als Nasswiese dar. Nach der Nutzungsaufgabe liegt die Flache inzwischen brach. Eine Pflege
erfolgt nicht. Am nordéstlichen Rand und mittig befinden sich einzelne Straucher auf der Fla-
che. Im Sidosten des Satzungsgebiets ist ein Weidengebtisch vorhanden. An der Sidgrenze
verlauft ein Graben, der den sudlichen Teil der Plangebietsflache und die sudlich angrenzende
Flache entwassert und den gesamten sich 6stlich anschlieRenden Niederungsbereich durch-
flieRt, um letztlich in den Hasenburger Bach einzumiinden.

Das Gelande fallt innerhalb des Plangebiets von 32 m (.N.N. im Nordwesten bis 29 m (.N.N.
im Sutdosten ab.

4 PLANUNGSINHALTE
4.1 Bauliche Nutzung

Mit der Aufstellung der Einbeziehungssatzung soll die planungsrechtliche Voraussetzung fur
die Zulassigkeit von Wohnbebauung einschlielich Nebenanlagen innerhalb der einbeziehen-
den Flache geschaffen werden. Die Satzung mit ihren konkreten Regelungen bzgl. der Zulas-
sigkeit von Vorhaben bzw. Nutzungen wurde mit Planzeichnung im Mal3stab 1: 1.000 und zu-
gehdorigen textlichen Festsetzungen ausgearbeitet.

Aufgrund der Eigenart der Satzung sind im Geltungsbereich nur solche Vorhaben zul&ssig, die
bestimmte Voraussetzungen erfiillen. Wesentliches Beurteilungskriterium fir die Zulassigkeit
von Vorhaben ist der MalR3stab des Einfigungsgebotes in die nédhere Umgebung. Dies wird
anhand folgender Kriterien beurteilt: Art und Maf3 der baulichen Nutzung, Bauweise und tber-
baubare Grundstiicksflache.

Bauliche Vorhaben haben sich in die Eigenart der ndheren Umgebung einzufiigen. Hierzu wur-
den hinsichtlich des MalRes der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Uberbaubaren
Grundsttckflachen folgende Festsetzungen klarstellend getroffen: Festlegung des Baufens-
ters durch Baugrenzen, eine offene Bauweise, Zulassigkeit von max. zwei Geschossen und
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Grundflachenzahl von 0,3 als Hochstmalf3. Die Zulassigkeit von Vorhaben hinsichtlich ihrer Art
der baulichen Nutzung ergibt sich aus den Vorschriften des § 34 BauGB.

AulRRerdem wurde die Hohe der baulichen Anlagen genau definiert: Die max. zuldssige First-
hohe der baulichen Anlagen liegt bei 9 m. So bezieht sich die Héhenfestsetzung auf die Ober-
kante ErdgeschossfertigfuRboden. Diese darf hochstens 0,6 m tiber dem Bezugspunkt fur bau-
liche Anlagen liegen. Als unterer Bezugspunkt (8 18 Abs. 1 BauNVO) gilt die Oberkante der
Fahrbahnmitte der dem Baugrundstiick vorgelagerten ErschlieRungsstraRe. Bemessungs-
punkt ist die Mitte der StralRenfront des Baugrundstiickes. Eine einheitliche Firstausrichtung
ist in der naheren Umgebung nicht klar festzustellen und wird somit nicht festgesetzt.

Da aufgrund einer in der Nahe des Plangebietes verlaufenden Hochspannungsleitung fiel das
festgelegte Baufenster relativ kleinteilig aus, - konsequente Einhaltung der Abstandsregelung
von 50 m zwischen der Baugrenze und Hochspanungsleitung. Um den Spielraum fir das ge-
plante Bauvorhaben hinsichtlich Gberbaubarer Grundsticksflachen flexibler zu gestalten,
wurde die Zulassigkeit der fur die Hauptnutzung notwendigen Nebenanlagen (Garagen, Car-
ports, Stellplatze und Abstellrdume) auch aulRerhalb der Uberbaubaren Grundstiicksflachen
ermdglicht.

4.2 Ortliche Bauvorschriften

Fur die geeignete Dachgestaltung werden entsprechend des nahren Ortsbildes und hierfur
getroffenen Festsetzungen 6rtliche Bauvorschriften formuliert:

Hauptgebaude sind mit symmetrischen Satteldachern, Walmdachern und Krippelwalmda-
chern auszubilden. Die Dachneigungen sind bei eingeschossiger Bebauung zwischen 35° und
48° und bei zwei-geschossiger Bebauung zwischen 25° und 38° herzustellen. Begriinte Da-
cher durfen auch als Flachdacher ausgebaut werden.

Fur Garagen, Carports und sonstige bauliche Nebenanlagen ist die Dachneigung frei wahl-
bar.

4.3 Grinordnung

Zur Einbindung der neuen Bebauung in die freie Landschaft wird eine Ortrandeingriinung in
Form eines 5 m breiter Anpflanzstreifens entlang der Nordostgrenze festgesetzt. Damit die
Pflanzung wirksam ist, werden nicht nur Straucher, sondern auch Baume im Anteil von 15 %
gepflanzt, wobei aufgrund der einzuhaltenden Grenzabstéande nur Baume 2. Ordnung mit End-
hohen unter 15 m hierfur geeignet sind. Die Breite von 5 mist fir eine zweireihige Bepflanzung
ausreichend. Zwischen der ackerseitigen Pflanzreihe und Ackergrenze sollen 2 m Abstand
bestehen, so dass die Straucher und B&ume sich ausreichend entwickeln konnen und zudem
noch Platz fur die Ausbildung von Saumstrukturen ist.

Als Pflanzqualitat sind mindestens 2 x verschulte Straucher (Str. 2xv) in der MindestgréRe 60-100
cm bzw. fir Baume 2 x verschulte Heister (H. 2xv) in der Mindesthtéhe 125 — 150 cm zu verwenden.
Folgende Gehdlze sind geeignet:

Baume

Eberesche (Sorbus aucuparia)
Feldahorn (Acer campestre)
Salweide (Salix caprea)
Sandbirke (Betula pendula)
Vogelkirsche (Prunus avium)
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Strucher

Blutroter Hartriegel (Cornus sanguinea)
Eingriffeliger WeiRdorn (Crataegus monogyna)
Gemeiner Schneeball (Viburnum opulus)
Gewohnliche Heckenkirsche (Lonicera xylosteum)
Haselnuss (Corylus avellana)

Hundsrose (Rosa canina)

Pfaffenhitchen (Euonymus europaeus)

Schlehe (Prunus spinosa)

Schwarzer Holunder (Sambucus nigra)

Die fur die Bebauung vorgesehene Flache wird gegeniber der Flache fur MaBnahmen zum
Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft durch eine Flache zum Anpflan-
zen und zum Erhalten von Baumen und Strauchern abgegrenzt. Bestehende Straucher sind
hier zu erhalten und weitere Pflanzungen sind entsprechend der oben genannten Vorgaben
zu erganzen. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass diese Flachen nicht fur unerwiinschte
bzw. illegale Nutzungen wie Griinschnittlagerung missbraucht werden. Da die , T-Flache® zum
Zwecke der Pflege mit Geraten angefahren werden muss, ist ein ausreichend breiter Durch-
lass freizuhalten. Zudem ist auch zur Unterhaltung des stadtischen Grabens im Siden des
Gebiets ein Zugang hierfur freizuhalten.

Der Sidteil des Satzungsgebiets ist als Flache fir MaRhahmen zum Schutz, zur Pflege und
Entwicklung von Natur und Landschaft festgesetzt. Hier sollen vorhandene standortheimische
Geholze (Weiden) erhalten werden und ansonsten soll die sich jetzt vor allem als Brennnessel-
Distelflur darstellende Flache zu einem ,Feuchtbiotop® umgestaltet werden. Dazu werden ver-
schiedene MaRRnahmen vorgesehen, die im Kapitel 6.4 beschrieben werden. In der textlichen
Festsetzung wird ebenfalls auf die dortigen Ausfiihrungen Bezug genommen. Ziel ist die Ent-
wicklung und der dauerhafte Erhalt von zwei naturnahen Kleingewassern mit umgebenden
Hochstaudenfluren, Seggen- und Binsenriedern. Fir die Neuanlage der Gewasser wird ggf.
das Einholen einer wasserrechtlichen Genehmigung erforderlich.

4.4 ErschlieRung, Ver- und Entsorgung

Die verkehrstechnische Erschliel3ung der einzubeziehenden Flache erfolgt ausschliel3lich tber
den vorhandenen 6ffentlichen 5 m breiten Weg, abgehend von der StraRe Osterwiese. Die
interne ErschlielBung der geplanten Wohngebaude soll gemal des stadtebaulichen Entwurfs
umgesetzt werden, der im Rahmen eines Baugenehmigungsverfahrens vorzulegen ist.

Das zur Neubebauung vorgesehene Grundstiick 42/3 der Flur 4 ist abwassertechnisch zum
einen Uber einen 6ffentlichen Schmutzwassersammler DN 200 erschlossen, der im stidwestli-
chen Bereich des Flurstiickes das Grundstiick kreuzt und das gesamte anfallende Schmutz-
wasser des Ortteiles Rettmers in das stadtische Kanalnetz hin abfiihrt. Diese dort vorhandene
offentliche Abwasseranlage ist trotz bereits relativ hoher hydraulischer Auslastung noch zur
Aufnahme der zusétzlich durch das Bauvorhaben anfallenden Schmutzwassermengen fahig.

Der abwehrende Brandschutz obliegt gemaR Niedersachsisches Brandschutzgesetz -
NBrandSchG vom 18. Juli 2012 den Gemeinden und Landkreisen. Die Loschwasserversor-
gung ist tber das vorhandene Leitungssystem mit abzudecken; zur Deckung des Grundschut-
zes ist eine Kapazitat von 48 ms/h fur die Dauer von 2 Stunden erforderlich. Ist der erforderliche
Loschwasserbedarf Uber das 6ffentliche Leitungsnetz nicht abgesichert, werden zusatzliche
MalRnahmen, wie z.B. Loschwasserteich, Loschwasserzisternen oder Loschwasserbrunnen
bendtigt. Im Rahmen eines Baugenehmigungsverfahrens sind entsprechende Angaben bzw.
Malinahmen darzulegen.
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Regenwassertechnisch ist das Grundstiick tiber einen RW-Kanal DN 400, der an der nord-
westlichen Grenze nach Sudosten verlauft und etwa mittig des Grenzverlaufes in einen offenen
Graben ausmindet, der in der Unterhaltungspflicht der Hansestadt steht und in den &stlich
verlaufenden ,Rettmer Graben® einmindet, erschlossen. Der Kanal und der Graben fihren
das Niederschlagswasser aus dem Bereich der ehemaligen BundesstralRe/Landesstrasse und
des Baugebietes ,Rettmers Hohe* ab. Der Kanal muss in einem Schutzstreifen von 6 m Breite
(3 m beidseitig der Rohrachse), ebenso wie die Grabentrasse, fur Pflege-, Kontroll- und Un-
terhaltungsarbeiten auf gesamter Lange permanent frei gehalten und stets zuganglich sein-
Eine Uberbauung ist nicht zulassig. Prinzipiell soll das anfallende Niederschlagswasser auf
den Baugrundstiicken vollstandig versickert werden, sofern eine ausreichende Versickerungs-
fahigkeit des Bodens gegeben ist. Andernfalls erfolgt die Entwasserung tiber einen Uberlauf
an das offentliche Kanalnetz. Fir das geplante Vorhaben ist ein gesonderter Entwasserungs-
antrag erforderlich.

Die Mullbeseitigung erfolgt durch die zentrale Millentsorgung des Landkreises Lineburg.

Aussagen zur Versickerung des Niederschlagswassers, zum Kampfmittel, Altablagerungen /
Altstandorte sowie zu den Bodenfunden wurden entsprechend unter Hinweisen zusammenge-
fasst.

45 Immissionsschutz

Die einzubeziehende Flache ist durch den Verkehrslarm der Lineburger StralRe bereits vorbe-
lastet. Aufgrund der starken Frequentierung der Straf3e sind die Orientierungswerte fiir Woh-
nen in einem Dorfgebiet Uberschritten (s. DIN 18005 Schallschutz im Stadtebau, Beiblatt 1).
Uberschlagige Verkehrslarmberechnungen haben fiir das Wohngeb&ude im Nordwesten er-
geben, dass von malRgeblichen AuRenlarmpegel bis zu 66 dB(A) am Tag und 56 dB(A) in der
Nacht auszugehen sind.

Um dennoch das gesunde Wohnen in dem ndérdlichsten Gebaude zu ermdéglichen, werden bei
der Neubebauung hdhere Anforderungen an die Auf3enbauteile gestellt. Die erforderlichen
SchallschutzmalRnahmen sind anhand der DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau“ zu bestim-
men. Der Nachweis ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens entsprechend DIN 4109
eigenstandig zu fuhren.

Bauliche Maflinahmen zum Schutz gegen Auf3enlarm sind nur voll wirksam, wenn die Fenster
und Turen bei der Larmeinwirkung geschlossen bleiben. Es sind daher die Schlafraume und
R&aume die zum Schlafen geeignet sind mit entsprechenden Luftungseinrichtungen zu verse-
hen falls der notwendige hygienische Luftwechsel nicht auf andere geeignete, dem Stand der
Technik entsprechende Weise sichergestellt werden kann. Hierzu ist es in einem Bauantrag
eine genaue Darstellung vorzulegen.

Der zu bebauende Planbereich befindet sich gemal des Flachennutzungsplanes in einem
Dorfgebiet, somit sind folgende Immissionsrichtwerte fir Gerausche von den Bewohnern hin-
zunehmen:

Immissionsrichtwerte auRerhalb der Gebaude
tags (06:00 bis 22:00 Uhr) 60 dB[A]
nachts (22:00 bis 06:00 Uhr) 45 dB[A]

Auf der einzubeziehenden Flache kann es auRerdem zeitweise zu Geruchsimmissionen aus
landwirtschaftlich genutzten Flachen kommen. Die Bewohner der geplanten Wohngebaude
haben diese typischen Gerliche hinzunehmen.
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Nach den in Niedersachsen anzuwendenden Hinweisen zur Durchfiihrung der Verordnung
Uber elektromagnetische Felder des -LAI (2014) sind maf3gelbliche Immissionsorte zu prufen,
wenn sie im direkten Einwirkungsbereich einer 110 kV Hochspannungsleitung liegen. Grund-
lage des Schutzes der Nachbarschaft von Hochspannungsleitungen ist die Verordnung uber
elektromagnetische Felder in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.08.2013 (26. BIm-
SchV). Die LAI-Hinweise benennen fir 110 kV Hochspannungsleitungen einen Einwirkungs-
bereich der jeweils einen, an den &uf3eren Leiter angrenzenden Streifen von 10 m einschlief3t.
Auf der Planzeichnung ist die Hochspannungsleitung als nachrichtliche Ubernahme dargestellt
sowie der vorsorgliche Sicherheitsabstand von 50 m, der deutlich hdher als empfohlener Mindest-
abstand liegt, zwischen der 110 kV Hochspannungsleitung zur Baugrenze bzw. zum Baufenster
im Plangebiet.

4.6 Flachenbilanz

Gemal der vorliegenden Planung wird der Geltungsbereich nach Flachentypen wie folgt auf-
geteilt:

Geltungsbereich 6.412 m2
Bauland 2.832 m2
davon Uberbaubare Flache (Baufenster) 1.532 m2
StralRenverkehrsflache 204 m2
Anpflanz-/ Griinflache 450 m2
Griin-/ Entwicklungsflache 2.926 m?

5 AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG

Aufgrund der restriktiven und der lediglich geringfiuigigen Flachenausweisung im Rahmen der
Einbeziehungssatzung kénnen Auswirkungen weitgehend ausgeschlossen werden. Das Ent-
stehen einer neuen Wohn- bzw. Splittersiedlung zu erwarten, noch wirkt sich die Planung nach-
teilig auf sonstige Schutzgtiter im Sinne der Umweltvertraglichkeit (Flachenverbrauch, Land-
schaftsbild etc.) aus.

Die vorhandene ErschlieBung wird in der bisherigen Form beibehalten und kann als gesichert
eingestuft werden. Zur internen Erschlielung des Flurstiicks 42/3 wird eine private Stral3e an-
gelegt.

Die Bebauung fuhrt aufgrund der zulassigen Neuversiegelung von ca. 1.274 m?2 bisher unbe-
bautem Boden zu erheblichen Beeintrachtigungen und damit zu nachteiligen Auswirkungen
auf Natur und Landschaft, weshalb AusgleichsmalRnahmen erforderlich werden. Hierauf wird
im nachfolgenden Kapitel ausfuhrlich eingegangen.

6 BELANGE VON NATUR UND LANDSCHAFT

6.1 Bestandsaufnahme

Die nachfolgende Karte zeigt die im Sommer 2020 festgestellten Biotoptypen im
Satzungsgebiet.
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UHT = Halbruderale Gras- und Staudenflur trockenerer Standorte
UHM = Halbruderale Gras- und Staudenflur mittlerer Standorte
UHB = Artenarme Brennnesselflur

BNR = Weidengebiisch nahrstoffreicher Standorte

BE = Einzelbusch (Holunder)

Abb. 5: Ergebnisse der Biotopkartierung, Quelle der Plangrundlage: Auszug aus den Geobasisdaten
der Niedersachsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung, © @ Lein 2020

Die Beweidung der betroffenen Flache wurde aufgegeben. Die Flache, welche einer Bebauung
zugefiuhrt werden soll, wird in Richtung LandesstralRe zunehmend trockener und wurde auf-
grund der Nutzungsaufgabe als Halbruderale Gras- und Staudenflur mittlerer Standorte (UHM)
bzw. Halbruderale Gras- und Staudenflur trockener Standorte (UHT) kartiert. Neben Arten der
ehemaligen Grinlandnutzung kommen hier Arten der Ruderalfluren vor. Unter dem Einfluss
fehlender Nutzung/ Pflege und der Trockenheit der vergangenen Jahre hat sich stdlich der
Zuwegung eine artenarme Brennnesselflur (UHB) entwickelt. Dominant sind hier neben der
Gewohnlichen Brennnessel auch Acker-Kratzdistel und Kletten-Labkraut. Die nachfolgenden
Fotos zeigen die vorgefundene Situation.
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Sena 2 £ ¥ i # R
Gras- und Staudenflur trockenerer Standorte

Artenarme Brennnesselflur Holunderbusch

Abb. 6: Fotos der festgestellten Biotope (Quelle: NLG)

Kennzeichnende Arten des ehemals im Bereich der jetzigen Brennnesselflur vorhandenen Bi-
otoptyps ,néhrstoffreiche Nasswiese“ wurden bei einer bei einer gemeinsamen Begehung mit
der Unteren Naturschutzbehotrde und trotz des optimalen Erfassungszeitpunktes im Hochsom-
mer nicht vorgefunden. Bereits bei der Kartierung zum Landschaftsplan der Hansestadt Line-
burg im Jahr 2018 wurde kein geschutztes Biotop mehr festgestellt, sondern die jetzige Flache
der artenarmen Brennnesselflur wurde als sonstiges feuchtes Extensivgriinland bewertet.

Die Flachen dienen als faunistischer Lebensraum fur diverse Grunland- und Ruderalarten.
Aufgrund der ausbleibenden Nutzung handelt es sich um einen Rickzugsraum fir Arten der
Agrarlandschaft, der sich entlang des Grabens auf weiteren ungenutzten Flachen fortsetzt.
Insbesondere sind Brachflachen wichtiger Lebensraum fur viele Insekten und damit wiederum
Nahrungshabitat fiir Brutvogel der angrenzenden Feldflur oder fir Fledermause der angren-
zenden Siedlungslagen. Aufgrund der geringen Flachengré3e und der inzwischen fehlenden
Extremstandorte ist aber nicht mit seltenen oder gefahrdeten Arten zu rechnen.

Der sudliche Teil der zu beplanenden Flache wird als sehr nasser, grundwasserbeeinflusster
Boden dem Bodentyp ,Gley mit Erd-Niedermoorauflage® zugeordnet und ist damit als Extrem-
standort zu bewerten. Dieser Bereich gilt auch als klimatischer Ausgleichsraum. Im nérdlichen
Flachenteil liegt als Bodentyp Braunerde ohne Grundwasserbeeinflussung mit hoher nattrli-
cher Bodenfruchtbarkeit vor, der von allgemeiner Bedeutung ist.

Die zu beplanende Flache liegt am nérdlichen Rand der im Entwurf des Landschaftsplans der
Hansestadt Lineburg abgegrenzten Landschaftsbildeinheit ,Acker- und Wiesenlandschaft um
Hacklingen® (offene Geestlandschaft) und grenzt an die Landschaftsbildeinheit ,Oedeme, Rett-
mer, Hacklingen* (Siedlungslandschaft). Das Landschaftsbild ist durch 110 kV-Hochspan-
nungsleitung und die Hauptverkehrsstrale ,Luneburger Strale” sowie den nicht eingegriinten
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Siedlungsrand vorbelastet. Die Brachflache tragt andererseits ebenso wie die Geholzstruktu-
ren aufgrund des Nutzungsverzichts zu Vielfalt, Eigenart und Schdnheit der Landschaft bei.
Insgesamt ist das Landschaftsbild dennoch als nur mittel bedeutsam einzustufen.

6.2 Erhebliche Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft

Folgende erhebliche Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft sind durch die geplante
Bebauung zu erwarten:

- Beeintrachtigung des Schutzguts Boden durch Versiegelung auf 1.274 m? (GRZ 0,3 +
50 % Uberschreitung),

- Verlust von naturnahen Biotopen mittlerer Bedeutung und damit erhebliche Beeintrach-
tigung des Schutzguts Arten und Lebensgemeinschaften durch Uberbauung und gart-
nerische Umgestaltung auf 2.832 mz,

- Erhebliche Beeintrachtigung des Landschaftsbilds durch zusétzliche Bebauung in ei-
nem gut einsehbaren Bereich und Verkleinerung des Landschaftsfensters zwischen
den Ortsteilen Rettmer und Lineburg.

6.3 MalRnahmen zur Vermeidung und Minderung

Zur Vermeidung und Minderung der Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft werden
folgende MalRnahmen ergriffen:

- Geringe Inanspruchnahme von bisheriger Freiflache fur die Bebauung durch Nutzung
vorhandener Infrastruktur (keine zusatzliche ErschlielBungsstralle) und kompakte Be-
bauung,

- Begrenzung der Hohenentwicklung der Baukérper zur Verringerung der Auswirkungen
auf das Ortsbild,

- Eingrinung mit Baumen und Strauchern und Erhalt von pragenden Einzelstrduchern
zur Verringerung der Auswirkungen auf das Landschaftsbild,

- Begrenzung der Bebauung auf den nérdlichen Teil der Flache und damit Vermeidung
von Boden- und Grundwasserbeeintrachtigungen an grundwassernahen Sonderstand-
orten,

- Regenwasserversickerung auf den Baugrundstiicken soweit méglich.

6.4 Artenschutzrechtliche Prifung des Vorhabens

Der § 44 BNatSchG umfasst Verbotstatbestande flr besonders und streng geschiitzte wild
lebende Tiere und Pflanzen (Zugriffsverbote). Es ist zu priifen, ob durch die geplante Bebau-
ung Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG ausgeltdst werden kénnen. Die Priifung beschrankt
sich auf die europaischen Brutvogelarten und Arten des Anhang IV der FFH-Richtlinie, deren
Vorkommen im Plangebiet aufgrund der Lebensraumanspriiche tiberhaupt mdglich ist.

Die fur eine Bebauung vorgesehene Flache eignet sich potenziell als Bruthabitat flr heimische
Brutvogelarten und als Nahrungshabitat fir Fledermausarten. Streng geschiitzte Arten ande-
rer Gruppen sind aufgrund des Fehlens von Sonderstandorten, Gewéssern oder aufgrund der
geringen Flachenausdehnung nicht zu erwarten. Es erfolgte keine Bestandserfassung der aus
planerischer Sicht relevanten Tierarten, sondern nur eine Potenzialabschatzung auf Grund-
lage der vorgefundenen Strukturen.
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Saugetiere:

Zu betrachten sind hier Flederméause. Quartiere sind im Bereich der fir eine Bebauung vorge-
sehenen Flache auszuschliel3en. Der fur die Bebauung vorgesehene Bereich kann als Nah-
rungshabitat fur z.B. Zwergfledermaus, Breitfliigelfledermaus und Grol3er Abendsegler dienen,
ist aber aufgrund geringer Flachengré3e nicht essenziell bedeutsam.

Artenschutzrechtliche Prufung:

Prognose der Schadigungsverbote nach § 44 Abs. 1 Nr. 3, 4 und 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG:
Kdnnen Fortpflanzungs- oder Ruhestatten aus der Natur entnommen, beschadigt oder zerstort
werden?

->Nein, keine Quartiere betroffen.

Prognose des Totungsverbots nach 8 44 Abs. 1 Nr. 1i.V.m. Abs. 5 S. 1, 5 BNatSchG: Kénnen
Tiere gefangen, verletzt oder getttet werden?

->Nein: Kein erhdhtes Tétungsrisiko fir die nachtaktiven Tiere.
Prognose des Storungstatbestands nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG

Koénnen wildlebende Tiere wahrend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs-
und Wanderungszeiten erheblich, d.h. mit Auswirkungen auf die lokale Population, gestoért
werden?

—->Nein: Keine Quartiere betroffen.

Fazit: Artenschutzrechtliche Verbotstatbestande treten nicht ein.

Brutvogel:

Mdglicherweise sind Brutplatze von typischen weit verbreiteten Kulturfolgern oder auch fir die
Goldammer in den am Rande der fir die Bebauung vorgesehenen Flache vorhandenen Bui-
schen mdoglich. Theoretisch ist die Flache als Nisthabitat fiir Rebhuhn geeignet. Fir Wachtel,
Rebhuhn und die Feldlerche ist zum einen die Vegetation fir die Nutzung als Nistplatz zu hoch,
zum anderen ist ein Niststandort aufgrund der Bebauungs- und Stral3ennéhe nicht zu erwar-
ten. Die Freiflache ist generell als Nahrungsraum relevant, aber aufgrund weiterer naturnaher
Grunflachen sowohl in den baugebieten als auch entlang des Grabens nicht von essenzieller
Bedeutung.

Artenschutzrechtliche Prifung:

Prognose der Schadigungsverbote nach § 44 Abs. 1 Nr. 3, 4 und 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG:
Kdnnen Fortpflanzungs- oder Ruhestatten aus der Natur entnommen, beschadigt oder zerstort
werden?

->Nein.

Prognose des Toétungsverbots nach § 44 Abs. 1 Nr. 1i.V.m. Abs. 5 S. 1, 5 BNatSchG: Kénnen
Tiere gefangen, verletzt oder getétet werden?

—>Nein.
Prognose des Storungstatbestands nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG

Koénnen wildlebende Tiere wahrend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs-
und Wanderungszeiten erheblich, d.h. mit Auswirkungen auf die lokale Population, gestort
werden?

~>Nein: Brutvogel sind durch angrenzende Nutzungen an Stérungen gewohnt.
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Fazit: Artenschutzrechtliche Verbotstatbestande treten nicht ein.

6.5 Ausgleich

AusgleichsmalRnahmen innerhalb des Satzungsgebiets

Die nachfolgende Kartendarstellung zeigt die geplanten MaRnahmen auf der festgesetzten
Flache fur Mainahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft.

D pis ® Abraumen der Gesamtflache mit Abfuhr im Spéatherbst, anschliel3end:
® Herstellung zweier Kleingewéasser mit geschwungenen Uferlinien und unterschiedlichen
Bdschungsneigungen von 1:3 bis 1:10, Tiefe 0,5 - 1 m, GroR3e jeweils ca. 150 — 200 m2

@ Abschieben von Oberboden ca. 0,15 — 0,25 m tief im Umfeld der Kleingewasser und auf

separater Flache zur Entwicklung von Feuchtstandorten fir Seggen- und Binsenriedern,
ggf. Einsaat mit regionalem Saatgut

Verwallung fur anfallenden Oberboden, ca. 0,5 m Hohe

Flachen zur dauerhaften Sukzession nach einmaliger Mahd mit Abfuhr

©®O

Flachen in den ersten drei Jahren im Herbst mahen und abfahren, anschlieRend Mahd mit

Abfuhr in mehrjahrigem Turnus nach Erfordernis (bei Entwicklung artenarmer Brennnes-
selfluren, Verbuschung), bei ausbleibendem Artenreichtum Einsaat regionales Saatgut

® Erhalt des Weidengebischs
@ Anlage Steinhaufen/ Totholzhaufen

Abb. 7: Planungskonzept fiir die Ausgleichsflache M 1:750, Quelle der Plangrundlage: Auszug aus den
Geobasisdaten der Niederséachsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung, © € eLn 2020
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Das Konzept sieht vor, die Flache nach einer Beraumung (Mahd mit Abfuhr) der Brennnessel-
flur im Spéatherbst so zu modellieren, dass zwei Gewasser des Biotoptyps ,naturnahes, nahr-
stoffreiches Stillgewasser” als Lebensraume fiir gewéasserlebende Arten (Amphibien, Libellen
etc.) entstehen. Zum anderen soll durch Geldndeabtrag an einer weiteren Stelle und angren-
zend an die Gewasser die Mdoglichkeit zur Ansiedlung von nahrstoffreichen Gro3seggenrie-
dern, Binsen- und Simsenriedern nahrstoffreicher Standorte oder Hochstaudensumpf nahr-
stoffreicher Standorte geschaffen werden. Es ist anzunehmen, dass aufgrund der friheren
Erfassung von artenreichen Nassgrinlandbestanden und angrenzend Grol3seggenriedern ein
Samenpotenzial zur Entwicklung der genannten Biotoptypen vorhanden ist. Sollte diese Ent-
wicklung nicht eintreten, so wird zur Foérderung der Artenvielfalt die Ansaat mit Saatgut ge-
bietseigener Herkunft am Gewasserrand und auf der Abtragungsflache erforderlich. Geeignet
ist z.B. die Saatmischung ,Ufersaum* der Firma Rieger-Hoffmann.

Die Flache ist auch nach der Erstherstellung zu pflegen. Randflachen, die lagebedingt nicht
mehr zuganglich sind, kénnen sich selbst Uberlassen bleiben. Der zentrale Bereich soll in den
ersten drei Jahren im Herbst berdumt werden. Anschliel3end ist eine Mahd mit Abfuhr notwen-
dig, um eine Verbuschung und/ oder die Ausbreitung von artenarmen Brennesselfluren zu ver-
hindern. ErfahrungsgemaR ist daher ein Abraumen im Abstand von 3 — 5 Jahren ausreichend.
Sollte sich hier der erwiinschte Artenreichtum nicht einstellen, wird eine Einsaat einer Re-
giosaatgutmischung z.B. fir Feuchtwiesen als Moglichkeit zur Optimierung des Zustands vor-
gesehen. Fur die Kleingewasser ist bei zunehmender Verlandung eine Entschlammung sinn-
voll. Nahe der Gewasserrander sollen als Amphibien-Landlebensraume zwei Stein-/Totholz-
haufen aufgeschichtet werden.

Mit der MalRnahmenumsetzung muss spatestens im Herbst nach Baubeginn auf dem Nordteil
des Satzungsgebiets begonnen werden. Damit die Arbeiten fachgerecht durchgefihrt werden,
wird eine dkologische Baubegleitung wahrend der Bodenmodellierungsarbeiten erforderlich.
Fur die Gewasseranlage ist so weit erforderlich eine entsprechende Genehmigung einzuholen.

Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung im Satzungsgebiet

Der Ausgangszustand des Plangebietes wird dem Zustand des Gebietes nach Umsetzung der
Bebauung unter Verwendung der Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmalfi-
nahmen in der Bauleitplanung des Niedersachsischen Stadtetags gegenubergestellt, um hie-
raus den aulRerhalb des Geltungsbereichs zu realisierenden Kompensationsbedarf zu ermit-
teln. Im Modell erfolgt die Gegenuberstellung des Bestands und des Planungszustands an-
hand von Wertfaktoren, mit denen der Flachenwert (Flache multipliziert mit dem Wertfaktor)
fur den Ist-Zustand und den Plan-Zustand ermittelt wird.

Ist-Zustand der Bio- Flache | Wert- | Flachen- Elm.gﬁfffslf. uhAus- ) Flache | Wert- FLa-
toptypen in m2 faktor | wert geeichstiachen gema_B in m2 faktor | CMeN”
Planung im Plangebiet wert
Halbruderale Gras- 1.050 3 3.150 | Versiegelte Flache 1.274 0 0
und Staudenflur tro-
ckenerer Standorte
Halbruderale Gras- 2.041 3 6.123 | Ziergarten (unversie- 1.558 1 1.558
und Staudenflur mittle- gelte Freiflachen)
Standorte, Einzel- . } -
[)eurSChaen orte, =inze Ziergebisch heimi- 450 2 900
scher Arten (Flache
zum Anpflanzen und
zum Erhalt von Gehdl-
zen)
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Artenarme Brennnes- 2.573 3 7.719 | ,T-Flache Feuchtbio- 2382 | 45 10.719
selflur top”

Weidengebisch 544 5 2.720 | Weidengebisch 544 5 2.720
Befestigter Weg 204 0 0 | Befestigter Weg 204

Flachenwert 6.412 19.712 | Flachenwert 6.412 15.897
Ist-Zustand Planung

Gesamtflachenwert Planungszustand: 15.897 WE
— Gesamtflachenwert Ist-Zustand: 19.712 WE
Wertbilanz : - 3.815 WE

Aus der Bilanzierung ergibt sich, dass das durch die Bebauung bedingte Defizit durch Mal3-
nahmen im Geltungsbereich der Satzung nicht vollstandig kompensiert werden kann. Es ver-
bleibt ein Defizit von 3.815 Werteinheiten.

Externe AusgleichsmalRnahmen

Es wurde gepruft, ob Ausgleichsmal3nahmen im ndheren Umfeld des Satzungsgebiets durch
Aufwertung weiterer artenarmer Brennnesselfluren am Bachlauf umgesetzt werden kénnen,
allerdings konnten durch die Eigentiimer keine entsprechenden Flachen zur Verfiigung gestellt
werden. Da der Ausgleich innerhalb des Stadtgebiets erbracht werden soll, wird auf den Kompen-
sationsflachenpool ,Steinhdhe” der Niedersachsischen Landesforsten zurlickgegriffen. Dieser liegt
im Nordosten des Stadtgebiets zwischen Elbe-Seitenkanal und Nutzfelde. Auf einer Flache von ca.
14 ha werden durch Erstinstandsetzungs- und anschlieRenden PflegemaRnahmen auf Verbu-
schungsflachen Sand-magerrasen und ausgedehnte Ubergangsbereiche zwischen Wald und Ma-
gerrasen / Heideflachen gemaf des anerkannten Fachkonzeptes geschaffen. Die Aufwertung des
Gebietes im Rahmen von Kompensationsmalinahmen ist nach dem Fachkonzept durch die Untere
Naturschutzbehdrde Lineburg anerkannt. Die Leistungen der NLF erfolgen auf rAumlich nicht ge-
nau zu bestimmenden Flachen innerhalb des Pools, die fir eine erforderliche Werterhéhung ge-
eignet sind. Diese Flacheninanspruchnahme wird durch die NLF in der naturalen Bilanzierung des
Kompensationsflachenpools im NLF-Kompensationsflachenkataster dokumentiert. Auf der von den
Niedersachsischen Landesforsten bereitgestellten Karte auf der nachsten Seite ist die Lage des
Pools dargestellt.

Die Hansestadt Liineburg wird einen entsprechenden Vertrag zur Ubernahme der Kompensations-
mafnahme tber 3.815 Werteinheiten nach ,Stadtetag-Modell“ mit den Niederséachsischen Landes-
forsten abschliel3en. Die entstehenden Kosten werden dem Vorhabentrager auf Grundlage eines
stadtebaulichen Vertrags nach § 11 BauGB in Rechnung gestellt.

Hierdurch und durch die MaRnahmen im Satzungsgebiet wird der Eingriff insgesamt betrachtet
ausgeglichen.
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HANSESTADT LUNEBURG Einbeziehungssatzung Nr. 2 ,Osterwiese”

: L - - / 5 \\\
x Niedersdchsische o / A\
; Landesforsten / 3 %ﬁs .

Abb. 8: Lage des Kompensationspools ,Steinhéhe“ der Niederséchsischen Landesforsten, schwarz
durchbrochene Linie = Grenze Hansestadt Liineburg

Oktober 2020 22



	Vorlage
	Anlage 1: Anlage 1 Untersuchungsbereich
	Anlage 2: Anlage 2 Entwurf Einbeziehungssatzung Nr. 2 Osterwiese
	Anlage 3: Anlage 3 Entwurf Begründung

